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Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat.0hne

mündliche Verhandlung am 47. Dezember 4974 durch

den Vorsitzenden Richter Dr. B r o c k e ,
die Richter Dr. w i t t e und B e n d e r

und die ehrenamtlichen Richter Dr. H e n k e n

und Wolff

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil

des Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen

vom 27. April 4972 aufgehoben. Der Rechtsstreit

wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung an

das Landessoäialgericht zurückverwiesen.
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Die Klägerin begehrt von der beklagten Bundesanstalt

für Arbeit (BA), ihr Studium an der Pädagogischen Hoch—

schule (PH) nach dem Arbeitsförderungsgesetz (AFG) zu
fördern.

Das Landessozialgericht (LSG) geht in dem angefochtenen
Urteil von folgendem Sachverhalt aus: Die im Jahre 4928

geborene Klägerin, die die Reifeprüfung abgelegt hat,

war bis zum Jahre 4968 als‘Sekretärin und Auslands—

korrespondentin, zuletzt als Chefsekretärin, beschäftigt.
Nachdem sie in der Zeit von Oktober 4967 bis April 4968

an einem Lehrgang zur Erlangung der Befähigung zum

Studium an einer PH teilgenommen hatte, war sie von
August 4968 bis Oktober 4969 als Aushilfslehrerin an

einer Hauptschule tätig° Daran anschließend studierte

sie vom 45. Oktober 4969 bis zum Herbst 4974 an der

PH Ruhr, Abteilung Duisburg, mit dem Ziel, Lehrerin

an einer Hauptschule zu werden. Am 7. November 4974

bestand sie das Staatsexamen und ist seither im Schul—

dienst tätig. Während der Dauer ihres Studiums zahlte

ihr das SChulamt des Kreises Kleve ein Gehalt nach
Gruppe VI b Bundes-Angestelltentarifvertrag (BAT).

Den Antrag der Klägerin vom 28. Oktober 4970„ihr
Studium an der PH als Umschulungsmaßnahme zu fördern,

lehnte die Beklagte durch Bescheid vom 7. Dezember

4970 und Widerspruchsbescheid vom 46. Dezember 4970
mit der Begründung ab, es handele sich um eine auf

einen beruflichen Aufstieg gerichtete Umschulung,

die nach 5 2 Abs. 6 der Anordnung des Verwaltungs—
rates der BA über die individuelle Förderung der
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beruflichen Fortbildung und Umschulung vom 48° Dezember

4969 (AFuU 4969 — ANBA 4970 S. 85) in der Form eines Hoch—

schulstudiums nicht gefördert werden könne.

Das Sozialgericht (SG) Duisburg hat die Beklagte unter

Aufhebung der genannten Bescheide verurteilt, den Besuch

der PH als Umschulungsmaßnahme der Klägerin ab 280 Oktober

4970 zu fördern. Das LSG hat die gegen dieses Urteil einge-
legte Berufung der Beklagten zurückgewiesen. Es hat zur ‘

Begründung folgendes ausgeführti Die Umschulung der Kläge—

rin von ihrem früheren Beruf als Chefsekretärin zur Lehre—

rin falle — auch wenn damit ein beruflicher Aufstieg ver-

bunden sein sollte — nicht unter die Bestimmungen über die

berufliche Fortbildung; daher sei 5 2 Abs. 6 AFuU 4969

hier nicht — auch nicht entsprechend — anzuwenden° Die

Förderung sei auch inSa,des @56 AFGi„v.m‚ %8 AFuU4969
'arbeitsmarktpolitisch zweckmäßig. Die Heranbildung von
Lehrkräften sei als arbeitsmarktpolitische Aufgabe dringen—

der als die Ausbildung und Vermittlung von Sekretärinnen;

es sei daher unerheblich, ob auch der Sekretärinnenberuf

ein Mangelberuf sei° Die Gehaltszahlung von Seiten des

Schulamts sei nur wegen der Anrechnung auf das Unterhalts—

geld nach 5 44 AFuU 4969 von Bedeutung; es handele sich

dabei nicht um eine die Förderung nach 5 5? AFG ausschlie;

ßende Leistung. Im übrigen seien sich die Beteiligten zu

Recht darüber einig, daB die Klägerin und die von ihr er—
griffene Bildungsmaßnahme die sonstigen Voraussetzungen

einer Umschulungsfdrderung erfüllten (@ 54 Satz 2, 5 56

Halbsatü 4, % 57 AFG; % 4, 5 5 Abs. 5 Satz 4, 5 5 Abs„ 4,
6 6 Abs, 4 Satz 4‚ 2 und Abs° 2 Satz 4, 5 7 Abs, 2 AFuU)°

Mit der — vom LSG zugelassenen — Revision rügt die Beklag-

te eine Verletzung der @@55 ff, insbesondere der 55 45
Abs. 2 und 4? AFG sowie der Bestimmungen der AFuU 4969,

Sie führt hierzu insbesondere aus: Das LSG habe nicht

- 4 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


zWischen allgemein bildungspolitischen und den für die
Umschulungsförderung nach dem AFGmaßgebendenarbeits—
marktpolitischen Aspekten unterschieden. Aus der Sicht

des Arbeitsmarktes könne die Umschulung von einem

Nangelberuf (Sekretärin) in einen anderen Mangelberuf
(Lehrerin) nicht als zweckmäßig angesehen werden. Die

Förderung sei bei dem vorliegenden Bildungsgang

— einer Kombination von praktischer Ausbildung und

verkürztem Studium an einer PH (sog. “Mikat—System") —
selbst dann, wenn man ihn entgegen erheblichen Bedenken

als eine "umschulungsgerechte" Maßnahme ansehen wollte,

auch nach 5 43 Abs. 2 i.V„m. %47 Abs. 4 Satz 2 AFG
ausgeschlossen; er sei als interessengebundene Maßnahme

i.S° dieser Vorschrift anzusehen. Im öffentlichen Dienst
(hier: Schuldienst) trage üblicherweise der Dienstherr
Sorge für eine berufliche Qualifizierung und einen

beruflichen Aufstieg sowie für die Gewinnung und Aus—

bildung des Nachwuchses. Den hier vorliegenden Bildungs—
gang habe der Kultusminister des Landes Nordrhein—

Westfalen besonders eingerichtet, um den dringenden

Bedarf an Lehrern für Grund— und Hauptschulen in
diesem Lande zu mildern. Es würden hierzu nur Teil—

nehmer zugelasSen, die sich verpflichteten, nach Ab-
schluß der Ausbildung mindestens 5 Jahre im Schuldienst

'dieses—Landes zu bleiben. Hierdurch Werde ihre beruf-

liche Beweglichkeit aber nicht erhöht, sondern ein-

geschränkt; damit entfalle ein “besonderes” arbeits—

marktpolitisches Interesse i.S. des 5 45 Abs. 2 AFG.
Die Interessengebundenheit des Bildungsganges ergebe

sich auch aus der Zahlung von Bezügen während des
Studiums.

Die Beklagte verweist ferner auf ein Urteil des LSG

für das Land Nordrhein«Westfalen vom 5. Mai 1975

—L 16 Ar 53/72 —, in dem das LSG zu dem Ergebnis
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kbmmt, die Lehrerausbildung nach dem sog„ Mikat—System

könne wegen Überschreitens der Höchstdauer von 5 Jahren

(5 47 Abs. 3 Satz 2 AFGi„V„m° @6 Abs" 4 Satz ; AFuU4969)
nicht als Umschulungsmaßnahme gefördert werden°

Die Beklagte beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils sowie

des Urteils des SG Duisburg vom 47. Mai 4974

die Klage abzuweisen°

Die Klägerin beantragt inhaltlich,

die Revision der Beklagten zurückzuweisen°

Sie hält das angefochtene Urteil für richtig° Ergänzend

trägt sie vor, wegen ihres vorgeschrittene■ Alters hätte

sie nach dem Verlust ihrer letzten Stellung kaum-noch

eine Möglichkeit gehabt, weiter in ihrem Beruf als Chef—

sekretärin tätig zu sein; ihr habe daher Arbeitslosigkeit.

und unterwertige BesChäftigung gedroht° Daher habe, wenn

man — entgegen ihrer Ansicht — das sog° Mikat—System als

interessengebundene Maßnahme ansehen wolle, ein besonderes

arbeitsmarktp011tisches Interesse an ihrer Ausbildung zur
Lehrerin bestanden.

Die Klägerin erklärt, nachdem ihr das Urteil des Senats

vom 29° August 4974 — ? RAr 59/72 - mitgeteilt werden ist,

an der Klage festhalten zu wollen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt

(% 424 Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes _ see _ )°

- 6 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


II

Die Revision der Beklagten ist zulässig und jedenfalls

insoweit begründet, als das angefochtene Urteil aufzuheben.

ist. Die dem Urteil zugrunde liegenden tatsächlichen Fest—

stellungen reichen nicht aus, die zusprechende Entscheidung

zu rechtfertigen.

Das LSG ist bei Prüfung der Frage, ob es sich hier um
Fortbildung oder Umschulung der Klägerin handelt, von

"ihrem zuletzt ausgeübten Beruf einer Chefsekretärin"

ausgegangen. Es hat rechtlich zutreffend — erkennt, daß

die berufliche Entwicklung von der Chefsekretärin zur
Lehrerin an der Hauptschule, auch wenn sie zu einem beruf-
lichen Aufstieg geführt haben sollte, als Umschulung anzu—

sehen ist. Das LSG hat dabei die von ihm im tatbestand—

lichen Teil des Urteils aufgeführte Tätigkeit der Klägerin

als Aushilfslehrerin von August 4968 bis Oktober 4969

offenbar deshalb nicht als ausgangsberufliChe Tätigkeit

in Betracht gezogen, weil es diese Tätigkeit — wie auch

den in der Zeit von Oktober 4967 bis April 4968 vorauf—
gegangenen Lehrgang — schon dem Übergang in den neuen
Beruf zugerechnet hat. Ginge man nämlich von dem Beruf

einer Aushilfslehrerin aus,'so könnte sich die weitere

Ausbildung zur Lehrerin an der Hauptschule als Maßnahme

zur beruflichen Fortbildung darstellen; das PH—Studium
diente aus dieser Sicht nicht dem Übergang in eine

"andere" berufliche Tätigkeit (% 47 Abs. 4 AFG), sondern
der Erweiterung — bereits vorhandener — beruflicher

Kenntnisse und Fertigkeiten mit dem Ziel eines beruf—
lichen Aufstiegs (@ 44 Abs. 4 AFG). Ob das Studium der
Klägerin als Fortbildungsmaßnahme von der Beklagten zu
fördern wäre, würde u.a. von der Erfüllung der Zulassungs—

voraussetzungen des 5 44 Abs. 4 AFG abhängen, über die
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das LSG keine Feststellungen.getroffen hat.

Geht man aber mit dem LSG vom maßgeblichen Ausgangsberuf

der Klägerin als Chefsekretärin aus, so drängt sich die

Erwägung auf, daß ihre anschließende Tätigkeit als Aus—

hilfslehrerin nicht nur dem PH-Studium zeitlich unmittelbar

vorausgegangen, sondern mit ihm auch inhaltlich und organi—

satorisch im Rahmen einer abschnittsweise gegliederten

Bildungsmaßnahme verbunden ist" Ein solcher Zusammenhang

könnte dazu führen, daß die Höchstgrenze der Dauer von
Umschulungsmaßnahmen überschritten wird° Nach 5 47 Abs° 5

Satz 2 AFG soll die Teilnahme an einer Umschulungsmaßnahme

in der Regel nur gefördert werden, wenn diese (Umschulungs—
maßnahme) nicht länger als zwei Jahre dauert° Nach 5 6

Abs° 4 Satz 5 AFuU 4969 wird die Teilnahme an Maßnahmen,

die bei Vollzeitunterricht zwei Jahre übersteigen, nur
gefördert, wenn ua die Förderungsdauer drei Jahre nicht

überschreitet. Wie der Senat bereits in seinem Urteil vom

29„ März «97; (BSG 56, 1) entschieden hat, wird damit die
Dauer der zu fördernden Maßnahme selbst — nicht etwa nur

die der Förderung — auf drei Jahre begrenzt; eine ins—

gesamt den Zeitraum von drei Jahren überschreitende Um—

schulungsmaßnahme kann daher auch nicht teilweise geför—

dert werden.

Der Senat hat mit Urteil vom 24‚ Mai 4974 (SozR 4400 5 47
Nr„ 2) entschieden, daß das bei der Regelausbildung zum
Volksschullehrer erforderliche sechssemastrige PH—Studium

nicht als Umschulungsmaßnahme gefördert werden kann, weil

es allein, d.h. ohne den anschließenden Vorbereitungsdienst

mit abschließendem 2. Staatsexamen, nicht den Übergang in

eine andere berufliche Tätigkeit ermöglicht, mit diesem

zusammen aber den Höchstzeitraum von
drei Jahren über—

schreitet‚ In Fortführung dieser Rechtsprechung hat der

Senat mit Urteil vom 29„ August 4974 _ 7 RAr 59/72 - die
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gleiche Folge für ein auf vier Semester verkürztes

PH-Studium ausgesprochen, wenn es nur Teil einer Gesamt—

bildungsmaßnahme ist, deren Dauer den zeitraum von drei

Jahren überschreitet. In dem diesem Urteil zugrunde

liegenden Fall hatte der Kläger — ein Bankangestellter —
an einer Ausbildung zum Volksschullehrer im Rahmen einer

damals von der Landesregierung Nordrhein—Westfalen be—

triebenen Aktion zur Gewinnung von Volksschullehrern

(sog° "Mikat—System") teilgenommen. Dieser von der
Regelausbildung‘abweichende Ausbildungsgang beruhte—

im wesentlichen auf zwei Erlassen des Kultusministers

des Landes Nordrhein—Westfalen vom 7. Juni 1967

_ III A 40—44/4 Nr. 2064/67 —und vom 44, März 4968

— III A 40—44/0 Nr° 1805/68. Hiernach wurden Lehrgänge

zur Erlangung der Befähigung zum verkürzten Studium

an den PH‘en des Landes eingerichtet. Die Bewerber

mußten sich verpflichten, nach einer einjährigen Ein—

führung in die Theorie und Praxis der Schularbeit und
einer daran anschließenden einjährigen Unterrichts—

tätigkeit ein viersemestriges Studium an einer FH des
Landes aufzunehmen und nach dessen Abschluß mindestens

fünf Jahre im Schuldienst des Landes tätig zu werden°

Während der Unterrichtstätigkeit erhielten die Bewerber

eine Vergütung nach V b BAT und während des Studiums,

für das sie beurlaubt wurden, eine solche nach VI b BAT°

Der Regelung im einzelnen war zu entnehmen, daß es

sich dabei um eine dreigliedrige Gesamtbildungsmaßnahme

handelte, deren einzelne Abschnitte — Lehrgang, Unter—

richtstätigkeit und_verkürztes PH-Studium — miteinander

verknüpft und auf ein einheitliches Gesamtziel, die
Befähigung zur Tätigkeit als Lehrer, ausgerichtet war.
Danach war die Tätigkeit als Aushilfslehrer nur als

"Durchgangsstation", nicht aber als ein vor der Auf—
nahme des Studiums erreichter Beruf anzusehen, von dem
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aus das Studium sich als Fortbildung zum — voll ausgebil—

deten - Lehrer dargestellt hätte. Demgemäß scheiterte aber

auch der Anspruch des Klägers auf Förderung des PH—Studiums

als UmsChulungsmaßnahme daran, daß dieses verkürzte Studium

allein, also ohne die beiden voraufgehenden Abschnitte der

Gesamtbildungsmaßnahme, ihm nicht den Übergang in die

"andere" Tätigkeit i.s. von 5 47 Abs. 4 AFGermöglichte,
die Dauer der Gesamtbildungsmaßnahme aber den Zeitaum von
drei Jahren überschritt. Der Senat hat es dabei für uner—
heblich angesehen, ob der Teilabschnitt der Gesamtmeßhahme,

für den die Förderung begehrt wird — hier also das PH—Studi—

um —‚ am Anfang, in der Mitte oder am Ende der Gesamtmaßnah—

me liegt„ Wegen der Begründung im einzelnen wird auf die

den Beteiligten bekannten Gründe des o„a° Urteils vom
29. August 1974 Bezug genommen"

Das LSG hat den vorliegenden Fall der Klägerin nicht unter

den vorgenannten rechtlichen Gesichtspunkten geprüft° Da

die im Tatbestand des angefochtenen Urteils angegebenen

Daten der beruflichen Entwicklung der Klägerin von der Chef—

sekretärin zur Lehrerin mit denen des o„a° Urteils — vom
Lehrgangsbeginn im Oktober 4967 bis zum Staatsexamen Ende

Oktober bzw° Anfang November 1974 — praktisch deckungs—

gleich sind, ist zu vermuten, daß im vorliegenden Fall der
Bildungsgang der Klägerin auf der gleichen Regelung wie

dort (sog. Mikat—System) beruht° Anders als in der bereits
früher entschiedenen Sache hat sich hier aber das LSG

allein mit dem PH—Studium befaßt, ohne zu prüfen, ob und wie

diese BildungSmaßnahme etwa mit anderen Maßnahmen zusammen—

hängt. Den Umstand, daß es sich hier offenbar um eine von

der Regelausbildung zum Lehrer abweichende Sonderausbildung

handelt, hat das LSG nicht für erheblich angesehen und dazu

keine Feststellungen getroffen„ Insbesondere ist die im

wesentlichen in den o.a° Erlassen des Kultusministers an
die Regierungspräsidentén niedergelegte Regelung dieser
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Sonderausbildung (Mikat—System) in den Tatsachen—

instanzen überhaupt noch nicht in den Rechtsstreit

eingeführt worden. Das Revisionsgericht kann diese

Regelung auch nicht wie gesetzliche oder gesetzesglei—

che Vorschriften einer eigenen Sachentscheidung zu—
grunde legen; sie ist revisionsrechtlich vielmehr

wie die Ausgestaltung anderer - nicht—staatlicher —
Bildungsmaßnahmen als Tatsachenirage zu behandeln.

Das angefochtene Urteil ist daher aufzuheben, weil

das LSG die Zulässigkeit der Förderung unter dem

Gesichtspunkt einer Überschreitung der zulässigen
Höchstdauer (% 47 Abs. 5 Satz 2 AFG, @6 Abs. 1
ASatz 5 AFuU 4969; dazu die o.a. Entscheidungen des
Bundessozialgerichts —BSG — ) nicht geprüft hat.
Da das Revisionsgericht hierüber aus den vorgenannten

Gründen nicht selbst entscheiden kann, ist die Sache

zu neuer Verhandlung und Entscheidung an das LSG

zurückzuverweisen. Das LSG wird dabei zunächst zu

prüfen haben, ob und inwieweit es sich bei der beruf-

lichen Entwicklung der Klägerin von der Chefsekre—

tärin zur Lehrerin um eine einheitlich zu beurteilende

Gesamtbildungsmaßnahme handelt° Sollte eine Förderung

hiernach nicht schon — wie nach den Daten des Sach—

verhalts wohl zu erwarten ist — wegen Überschreitung

der Höchstdauer scheitern, so wäre noch zu prüfen, ob

ein solcher besonders ausgestalteter Bildungsgang

nicht als "interessengebundene Maßnahme" (hier: der
Schulverwaltung) i.S° des @45 Abs° 2 AFG anzusehen
ist; das wäre jedenfalls dann nicht auszuschließen,

wenn auch das darin enthaltene verkürzte Studium an
der PH für die Teilnehmer an dieser Sonderausbildung‚

besonders geregelt und speziell zugeschnitten wäre

(vgl° hierzu die Urteile des Senats vom 49. März 4974
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— Soz■k4400 @45 AFG Nr. 2 - und vom 24. September 1974

— ? RAr 54/72 „
)„ Sollte es hiernach noch auf die Beurtei—

lung der arbeitsmarktpolitischen Zweckmäßigkeit i.S° des

5 56 AFG ankommen, so ist der Revision darin zuzustimmen,
daß hierfür allgemeine bildung8politische Erwägungen nicht

ausreichen; die Förderung könnte aber gleichwohl i„S„

dieser Vorschrift zweckmäßig sein, etwa denn, wenn die
Klägerin - wie sie behauptet - in ihrem früheren Beruf von
einem beruflichen und sozialen Abstieg oder Arbeitslosig—

keit bedroht und durch die Umschulung in den ihrer Neigung

entsprechenden Lehrerberuf davor gesichert worden wäre.

Das LSG wird auch über die Kosten der Revisionsinstanz zu

entscheiden haben°
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